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Sanktionierung
russischer 
Energieimporte
Die europäischen Länder haben
bereits massive Wirtschaftssanktionen
gegenüber Russland verhängt. Hin-
sichtlich eines Importstopps fossiler
Energieträger bleiben die meisten
Länder allerdings zögerlich. So führt
die EU nach wie vor Öl und Gas im
Wert von fast einer Milliarde Euro
täglich ein. Aufgrund der Versorgungs-
struktur ist eine Abwendung von
russischen Energieträgern, welche in
den USA und Grossbritannien bereits
umgesetzt wird, kurzfristig äusserst
schwierig bzw. nur unter grossen
wirtschaftlichen Kosten umsetzbar. 
45 Prozent des importierten Gases und
25 Prozent des in die EU importierten
Öls stammen aus Russland. Beispiels-
weise Österreich, Polen, Slowenien,
Italien und Deutschland sind noch viel
stärker von russischem Gas abhängig.

Russland setzt die Karte der Energie-
abhängigkeit strategisch als Druckmit-
tel gegen den Westen – und um den
ohnehin bereits immensen Druck auf
die russische Wirtschaft zu dämpfen –
ein. Bereits vor dem Angriff auf die
Ukraine wurden Gaslieferungen nach
Europa gedrosselt. Entsprechend
niedrig sind die gegenwärtigen Lager-
stände. Demgegenüber sind die Mög-
lichkeiten am Weltmarkt limitiert,
russische Energieträger kurzfristig zu
ersetzen. Insgesamt trifft der Ukraine-
krieg den europäischen Energiemarkt
unvorbereitet. Eine jahrelang vernach-
lässigte Diversifikationsstrategie der
Versorgungsstruktur kann kurzfristig
kaum aufgeholt werden.

Wie kann trotz dieser massiven Abhän-
gigkeit von russischem Gas und Öl
Druck über die Energienachfrage
aufgebaut werden? Auf Initiative des
renommierten europäischen Think
Tanks Bruegel schlagen führende
Ökonomen in einem in der Fachzeit-
schrift «Nature» publizierten Brief vor,
Zölle und Preisgrenzen auf russische
Energieträger zu verhängen. Europa ist
der wichtigste und zahlungskräftigste
Exportmarkt für russische Energie. Um
den Druck auf Russland zu erhöhen,
sollten die europäischen Länder ein
Nachfragekartell konstituieren und
Zölle einführen bzw. Preise regulieren,
so die Empfehlung. Zölle könnten
entsprechend der Eskalationslage in der
Ukraine angepasst werden und würden
Anreize für Diversifikation zugunsten
anderer Energieträger und Förderlän-
der setzen. Des Weiteren sollte die
Diversifikationsstrategie gemeinsam
unter europäischer Flagge vorangetrie-
ben werden. So könnte gegenüber
anderen Förderländern stärker aufge-
treten werden und Engpässe innerhalb
Europas flexibler bewältigt werden. 

Dabei hätten nicht nur Zölle und Preis-
regulation selbst einen lenkenden
Einfluss, auch Erträge daraus könnten
strategisch genutzt werden. Ein Teil
könnte treuhänderisch verwaltet wer-
den und Russland zufliessen, sofern es
die Angriffe einstellt. Anderseits könn-
ten die lukrierten Mittel dem ukraini-
schen Wiederaufbau zugutekommen.
Ohne Risiko, dass Russland seinerseits
den Export einstellen würde, wäre eine
solche Massnahme allerdings nicht.

Martin Geiger, Ökonom 
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Die «Zeitenwende» in der Dauerschleife
Zeitenwende. In den Krisen unserer Zeit hat der
Ausdruck einen bemerkenswerten Zulauf bekom-
men.

Der Publizist Michel Friedman und der Soziologe
Harald Welzer haben 2020 ihr Buch so betitelt
und sich gefragt, wie sich eine Gesellschaft mo-
dernisieren kann und sollte, um auch im Augen-
blick des Epochenbruchs den Fortbestand eines
menschenzentrierten, demokratischen und
toleranten Gesellschaftssystems sicherzustellen.

Olaf Scholz hat in seiner Regierungserklärung im
Bundestag am 27. Februar 2022 den russischen
Einmarsch in die Ukraine als Zeitenwende in der
Geschichte des europäischen Kontinentes be-
zeichnet und gleichzeitig ein politisches Massnah-
menpaket angestossen, das bisher vorbildlos ist.

Betrachtet man die Wortverlaufskurve zu Zeiten-
wende im «Digitalen Wörterbuch der deutschen
Sprache» (dwds.de), welche die Verwendungshäu-
figkeit des Begriffs in den auflagenstärksten
Zeitungen der D-A-CH-Region nachzeichnet, so
treten einige interessante Erkenntnisse zu Tage.
Das ursprüngliche Höchstniveau in der Verwen-
dung wurde 1997 erreicht – in einem Jahr, in dem
für Kontinentaleuropa zahlreiche politische
Meilensteine gesetzt wurden: In Paris wird die
Nato-Russland-Grundakte unterzeichnet, in
Madrid wird die Nato-Ukraine-Charta verabschie-
det, unter dem Vertrag von Amsterdam trocknet
noch die Tinte der Unterschriften, in Kyōto findet
die dritte UN-Klimakonferenz statt und Hong-
kong ergreift drastische Massnahmen zur Ein-
dämmung des Virus «H5N1», also gegen die
Vogelgrippe.

Nach diesem in der Rückschau in vielfacher Hin-
sicht bemerkenswerten Jahr nimmt die Wortver-
wendung von Zeitenwende in den Zeitungen zügig
ab, um sodann mit Beginn der Finanzkrise

2007/2008 wieder anzusteigen – seitdem stetig
und ununterbrochen. Mittlerweile ist das Niveau
von 1997 sogar übertroffen worden. Man kann sich
des Eindrucks nicht erwehren, dass seit diesem
Jahr eine Zeitenwende nach der anderen unseren
Kontinent vor sich herzutreiben scheint. Kann dann
tatsächlich noch von einem Epochenbruch die
Rede sein? Ist es nicht vielmehr ein Epochenkonti-
nuum? Eine Zeitenwende in der Dauerschleife?

Und die Digitalisierung ist bisher noch gar nicht
erwähnt gewesen. Martin Stratmann, Präsident
der Max-Planck-Gesellschaft, sprach bereits 2016
von einer digitalen Zeitenwende. Für die Zeit
zwischen 2016 und 2026 prognostizierte er eine
60-fache Zunahme der Rechengeschwindigkeit
von Computern. Die Karten würden durch die
Digitalisierung, letztlich auf allen Gesellschafts-
ebenen, «neu gemischt». «Bildung und
Forschung werden wichtiger denn je», meint
Stratmann.

Grössere politische, gesellschaftliche und techni-
sche Umwälzungen verlangen uns die Bereitschaft
ab, alles Bisherige neu zu denken und Pfadabhän-
gigkeiten aufzugeben. Neue Sachlagen, neue
Probleme verlangen nach neuen Lösungen. Den
Wirtschafts- und Finanzplätzen kommt dabei die
Aufgabe zu, den Nährboden für neue Ideen und
Entwicklungen zu bilden. Innovationen wollen
gefördert und gefordert sein. Liechtenstein kann
hierbei in vielerlei Hinsicht eine Vorreiterrolle
einnehmen. Gerade die Agilität der kurzen Wege
und der direkten Ansprache erlaubt es, zügig Neues
auszuloten und zu verwirklichen. Manche Heraus-
forderungen sind für das Ländle womöglich zu
gross, doch eine Aufgabe ist es sicher nicht: die
Digitalisierung voranzutreiben. Hier lässt sich
durch die richtige Rahmensetzung viel bewegen.
Seit Inkrafttreten des Gesetzes über Token und VT-
Dienstleister beobachtet man in Europa aufmerk-
sam die Aktivitäten in Liechtenstein, sobald The-
men der Digitalisierung betroffen sind. 

Dies stimmt zuversichtlich für die zahlreichen
regulatorischen Herausforderungen, die bevorste-
hen: So stehen – um wenige Beispiele zu nennen –
neue Regelungen zur künstlichen Intelligenz, für
digitale Plattformen und Dienste sowie für Kryp-
towerte auf dem Gesetzgebungsprogramm des
europäischen Wirtschaftsraums. Jedenfalls in den
Digitalisierungsfragen ist die Zeitenwende noch
nicht vollzogen, sie findet vielmehr noch statt. Sie
bietet die Chance, auf eine neue, verbesserte
Zukunft hinzuwirken. Möge es uns als Menschheit
gelingen, alle Herausforderungen zu meistern.

«Man kann sich des Eindrucks
nicht erwehren, dass seit diesem
Jahr eine Zeitenwende nach der
anderen unseren Kontinent vor
sich herzutreiben scheint.»

Dimitrios Linardatos
Vertretungsprofessor des Lehrstuhls für Bank- und
Finanzmarktrecht, Institut für Wirtschaftsrecht,
Universität Liechtenstein

Dimitrios Linardatos,
Universität Liechtenstein

Bild des Tages

Die Zeichnungen mit ihren Friedensbotschaften dürften ihm gefallen haben. Krieg sei nie eine Lösung,
findet Papst Franziskus und spricht sich gegen Aufrüstung aus: «Der Krieg ist eine Verrücktheit, ein
 Monster, ein Krebsgeschwür, das sich von sich selbst ernährt – ja, der Krieg ist ein Sakrileg», schrieb er in
der Mittwochsausgabe der italienischen Tageszeitung «Corriere della Sera». Bild: EPA, Riccardo Antimiani




